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Wer kann erben, wenn es keine direkten Nachfahren gibt?
Geld Ich (m, 72) habe zwei Geschwister.Mein Bruder ist schon länger verstorben und hat einen Sohn. Kürzlich ist
auchmeine Schwester (ledig, kinderlos) verstorben. Sie hat kein Testament hinterlassen. Nun hat plötzlich der Sohn
meines verstorbenen Bruders einen Erbanspruch angemeldet. Ist das nicht Erbschleicherei?

Die gesetzliche Erbfolge regelt
imErbrecht, wer erbt, wenn
keine gültige letztwillige
Verfügung, also kein Testa-
ment oder Erbvertrag, vorliegt.
Sie orientiert sich dabei am
(Bluts-)Verwandtschaftsgrad
zumverstorbenen Erblasser.
Eine Ausnahme bildet der
überlebende Ehegatte, der
auch ohne Blutsverwandt-
schaft immer erbt.

WennkeineNachkommen
vorhandensind
Vererbt wird nach dem soge-
nannten Parentelensystem.
Dieses teilt die Familienmit-
glieder in verschiedene Stäm-
me ein, Ordnungskriterium ist
die abnehmende verwandt-
schaftlicheNähe zumErblas-
ser. ImParentelensystem sind
dieNachkommen, also Kinder
oder Enkel des Erblassers, die
nächsten gesetzlichen Erben
(neben einem allfälligen

Ehegatten). Erst wenn keine
Nachkommen vorhanden sind,
fällt der jeweilige Anteil zu
gleichen Teilen an den elter-
lichen Stamm.

WasErbschleicherei
wirklich bedeutet
Ich gehe davon aus, dass Ihre
Eltern bereits vorverstorben
sind. Da Ihre Schwester kinder-
los verstorben ist, treten die

Erben der zweiten Parentel je
zu gleichen Teilen ein, konkret
Sie und Ihr Bruder. Sie erhalten
folglich 50 Prozent desNach-
lasses Ihrer Schwester. Da Ihr
Bruder vorverstorben ist, rückt
sein Sohn an dessen Stelle und
erhält als gesetzlicher Erbe
ebenfalls 50 Prozent des
Nachlasses Ihrer Schwester.

Als Erbschleicherei be-
zeichnetman gezieltes und oft
manipulatives Vorgehen einer
Person, um sich dasVertrauen
eines potenziellenErblassers
zu erschleichenmit demZiel,
in einemTestament oder in
einemErbvertrag begünstigt zu
werden. ImvorliegendenFall
können Sie also nicht von
Erbschleicherei sprechen, da
IhrNeffe lediglich seinen
gesetzlichenErbanspruch
geltendmacht.Offenbarwollte
Ihre Schwester nicht von der
gesetzlichenErbfolge abwei-
chen undhat es für stimmig

befunden, dass ihre nächsten
Familienmitglieder erben. Ihre
Schwester hätte auchmittels
Testament von dieser Erbfolge
abweichen und IhrenNeffen
vonder Erbfolge ausschliessen
können, da er nicht pflichtteils-
geschützter Erbe ist. Von den
gesetzlichenErben zu unter-
scheiden sind stets die pflicht-
teilsgeschütztenErben. Seit der
Inkraftsetzung der Erbrechts-
revision im Jahr 2023 sind
lediglich dieNachkommenund
der Ehegatte des Erblassers
pflichtteilsgeschützt.

Wennpflichtteilgeschützte
Erbenvorhandensind
Der Pflichtteil beträgt stets die
Hälfte des gesetzlichenErban-
spruchs.Der Erblasser hat die
Pflichtteile zwingend zu be-
rücksichtigen. Er kanndiesen
Erben ohne derenZustimmung
denPflichtteil nicht entziehen.
Da Ihre Schwester jedoch nicht

verheiratetwar und keine
Nachkommenhinterliess, sind
keine pflichtteilsgeschützten
Erben vorhanden. Ihre Schwes-
ter hättemit einemTestament
ihr ganzes Vermögen an eine
nicht verwandte Person oder an
eine karitativeOrganisation
vererben können.

Kurzantwort

Falls kein Testament vorhanden
ist, stellt die gesetzlicheErbfolge
sicher, dass der Nachlass nach
familiärenBindungenverteiltwird.
Die Erbfolge orientiert sich dabei
am (Bluts-)Verwandtschaftsgrad
zur verstorbenen Erblasserin.
Eine Ausnahme bildet der über-
lebende Ehegatte. (heb)

Denise Tönz
Expertin für Erbrecht

Im Ratgeber behandeln Fachexperten
und Fachexpertinnen vielfältige
Fragen aus den Themenbereichen
Gesundheit, Recht, Stil, Beziehungen,
Erziehung, Geld und Daheim.

Verbot verschiebt das Problem
Höchste Zeit für ein Handy-
verbot an Schulen,
Ausgabe vom 4. Juni

Ein generellesHandyverbot an
Schulen ist nicht sinnvoll, da es
nicht die individuellen Bedürf-
nisse und Situationen der
Schüler berücksichtigt und
auch nicht die Vorteile der
digitalen Kommunikation und
Bildung ausschöpft. Handys
können auch in der Schule ein
nützlichesWerkzeug sein,
wenn sie verantwortungsvoll
eingesetzt werden, und ein
Verbot kann zuMissverständ-
nissen und einemGefühl der
Ausgrenzung führen.

Natürlich lenkenHandys
imUnterricht ab, aber oft ist
ein Verbot nicht effektiv, da
Schüler trotzdemWege finden,
dieGeräte heimlich zu nutzen.
Auchwird immerwieder

angeführt, dassHandys ein
wichtiger Faktor für Cyber-
mobbing sind, aber ein Verbot
löst dieses Problemnicht,
sondern verschiebt esmögli-
cherweise nur. Ein Verbot kann
zuHeimlichkeit undWider-
stand führen undwird oft nicht
wirklich durchgesetzt.Meines
Erachtens sind differenzierte
Regelungen und Schulung
besser, umden verantwor-
tungsvollenUmgangmit
Handys zu fördern. Das könnte
bedeuten: EinHandyverbot an
Schulen kann nicht pauschal
als sinnvoll bezeichnet werden.
Stattdessen sollten Schulen
flexible Regelungen und eine
digitale Bildung anbieten, die
den verantwortungsvollen
UmgangmitHandys fördert.

Peter Welti Cavegn, Sulgen
Fachexperte Prävention a.D.

Verantwortliche sollen die Entscheidungen überdenken
FDP-Ständerat windet sich
aus Dilemma,
Ausgabe vom 4. Juni

Ichmöchtemeine Enttäu-
schung über den kürzlichen
Beschluss des Ständerats unter
Führung der FDP zumAus-
druck bringen.

Es ist kaum zu fassen, dass
Ehepaare inskünftig zwei
Steuererklärungen ausfüllen
sollen – eine unnötige und
unsinnige Belastung für die

Betroffenen. Statt die Verwal-
tung zu entlasten, wird der
Staat durch solcheMassnah-
men nur weiter ausgebaut,
obwohl die Veranlagungen,
beispielsweise imKanton
Thurgau, bereits jetzt massiv
imRückstand sind.

Es gibt durchaus einfache
und sinnvolle Änderungen im
Steuergesetz, mit denen die
gewünschten Effekte erzielt
werden könnten, ohne die
Bürger und die Verwaltung

zusätzlich zu belasten. Dass
die FDP-Ständeräte diesen
unnötigen Schritt unterstüt-
zen, ist umso bedenklicher, da
viele führende Lokalpolitiker
der gleichen Partei öffentlich
den Kopf schütteln und den
Entscheid kritisieren.

Dies zeigt einmalmehr,
dass sich einige Politiker weit
entfernt von den Anliegen und
der Realität der Bevölkerung
bewegen. Für sie scheint das
eigeneWohl oft wichtiger zu

sein als dasWohl der von
ihnen vertretenen Kantone.
Ich hoffe, dass die Verantwort-
lichen ihre Entscheidungen
überdenken und den Fokus
wieder auf eine bürgernahe
und effiziente Steuerpolitik
legen.

Dies, ohne dass das Volk
einmalmehr ein Referendum
startenmuss, um diesen
Irrsinn zu stoppen.

Richard Stäheli, Uttwil

Werden alle Verkehrsteilnehmer
berücksichtigt?
Ärger in der Stadt St.Gallen:
Kanton entscheidet über
Tempo 30,
Ausgabe vom 6. Juni

Der St.Galler Kantonsrat hat
der Stadt St.Gallen die Zu-
ständigkeit entzogen, auf
ihren eigenen Gemeindestras-
sen Tempo 30-Regime einzu-
führen. Begründet wird dies
damit, dass Städte, Dörfer
und Gemeinden «allen Ver-
kehrsteilnehmern uneinge-
schränkt zugänglich» sein
müssen.

Da bleibt nur zu hoffen,
dass der Kantonsrat damit
ernst macht und tatsächlich
zukünftig dies auch den
Fussgängern, Velofahrenden,
Gehbehinderten im Rollstuhl
usw. ermöglicht. Diese kön-
nen nämlich wegen der für sie
fehlenden Infrastruktur die
Städte, Dörfer und Gemein-
denmeistens eben nicht
erreichen, sodass sie dann in
der Realität wirklich «auf das
Auto» und nicht allgemein
«auf Mobilität» angewiesen
sind. Da es oft keine wirkliche

Wahlmöglichkeit des Ver-
kehrsmittels gibt, müssen sie
dann das Auto nutzen, obwohl
sie vielleicht gar nicht wollen
und tragen damit noch zusätz-
lich zum Stau bei.

Paradoxerweise wird
meistens damit argumentiert,
dass «kein Platz» für andere
Verkehrsinfrastruktur da sei,
nachdemman dem Verkehrs-
mittel, das amwenigsten
effizient den Platz nutzt,
nämlich dem –meistens nur
mit einer Person besetzten –
Auto, denmeisten Platz
eingeräumt hat.

Bei Reduktion auf Tempo
30 benötigt ein Auto aber
wesentlich weniger Platz als
bei Tempo 50, sodass durch
die dannmögliche Velo- und
Fussgängerinfrastruktur
letztlich die Strasse sogar
leistungsfähiger wird.

Es bleibt zu hoffen, dass
also mit «allen Verkehrsteil-
nehmern» nicht nur «andere
Autofahrer» gemeint sind.

Dr. Dominik Zieglgänsberger,
Wittenbach

Wil West hat an Reife gewonnen
Wil West vor Comeback,
Ausgabe vom 4. Juni

In der Sommersession des
Kantonsrats wurde dasGene-
rationenprojektWilWest in
erster Lesung verabschiedet
–mit deutlicher Zustimmung
(99 Ja, 14Nein). Trotz kritischer
Stimmen, insbesondere nach
der Ablehnung an derUrne
2022, wurde das überarbeitete
Projekt positiv aufgenommen.
Seit über zehn Jahren in Pla-
nungwurdeWilWest nach dem
Nein grundlegend überarbeitet.
In bilateralenGesprächen,mit
Beteiligung verschiedener
Interessensgruppen und zwei
Kommissionssitzungen, sind
viele Anliegen aufgenommen
worden. Beide Kantonsregie-
rungen haben grossen Einsatz

gezeigt – was imRat anerkannt
wurde. Eineweitere Kommis-
sionssitzung ist vor der zweiten
Lesung imHerbst vorgesehen,
um letzte Punkte zu klären.
Solch ein Infrastrukturprojekt –
mitWirkung über 30 Jahre –
wird nie alle zufriedenstellen.
Doch es schafft die Basis für
eine nachhaltige Entwicklung
der Region: zentrale Arbeits-
plätze, bessere Verkehrsverbin-
dungen und langfristige Stand-
ortvorteile. Ich appelliere an die
Kritiker: Sehen Sie das grosse
Ganze.WilWest hat anReife
gewonnen – es verdient eine
zweiteChance. Vielleicht ist es
nun sogar so gut, dass es die
zweite Lesung ohneRatsrefe-
rendumübersteht.

Marc Flückiger, Wil, FDP Kantonsrat Wil

Leserbild Klaus Stadler fotografierte die
untergehende Sonne.

In Konkurrenz zum Erdbeer-Mond

Profitieren
Sie vom

Umzugs-
Rabatt

Nur bis zum 31. Juli:
Attraktiver Umzugs-
rabatt an unserem
aktuellen Standort an
der Zürcherstrasse 85.

Ab dem 18. August be-
grüssen wir Sie im neuen
Bettenhaus Thönig an
der Zürcherstrasse 164.

www.thönig.ch
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